Bern, den 25. Oktober 2011
Aufnahme von Ausländerinnen und Ausländern aus Drittstaaten
Bedingungen für eine neue Zulassungspolitik 
für Angehörige von Nicht-EU-Ländern 

Es ist damit zu rechnen, dass die Wirtschaftskreise zunehmend Druck ausüben werden, um mehr Arbeitskräfte, die nicht aus EU-Ländern (sondern aus so genannten Drittstaaten) stammen, rekrutieren zu können. Damit dabei nicht nur wirtschaftliche Interessen im Vordergrund stehen, formuliert Travail.Suisse Bedingungen für eine neue Zulassungspolitik. Mit der Einhaltung dieser Bedingungen werden der allgemeine Wohlstand gefördert und negative Folgen für den Arbeitsmarkt, das Bildungswesen und die Integration vermieden. 
Denis Torche, Leiter Migrationspolitik
Die Alterung der Bevölkerung betrifft auch die EU-Länder, insbesondere die osteuropäischen, die bisher als Arbeitskräftereservoir für die Schweizer Wirtschaft galten. Bereits heute leiden mehrere Branchen unter einem Personalmangel. Auf internationaler Ebene handelt die Schweiz Freihandelsabkommen mit mehreren grossen Schwellenländern aus. Diese Entwicklungen veranlassen die Wirtschaftkreise, zunehmend Druck auszuüben, um mehr Arbeitskräfte aus Drittstaaten rekrutieren zu können.  
Werden nicht vorgängig klare Bedingungen festgelegt, führt eine Änderung der Zulassungspolitik für Ausländerinnen und Ausländern aus Drittstaaten zu einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, einer Schwächung des Bildungswesens und einer Zerrüttung des sozialen Zusammenhalts. Die Herkunftsländer verlieren ausserdem wertvolle Ressourcen, ohne dafür entschädigt zu werden. 
Deshalb will  Travail.Suisse der künftigen Entwicklung vorgreifen und bereits heute festhalten, welche Bedingungen für eine neue Zulassungspolitik für Arbeitskräfte aus Drittstaaten erfüllt sein müssen. Dabei wird von der Annahme ausgegangen, dass die Schweiz die Kontingente für qualifiziertes Personal aus Nicht-EU-Ländern in naher Zukunft deutlich erhöhen und auch die Rekrutierung von wenig oder mittel qualifizierten ausländischen Arbeitskräften aus Drittstaaten zulassen wird. 
Nachfolgend werden die wichtigsten Bedingungen aufgeführt, die einzuhalten und/oder einzuführen sind:
1. Beibehaltung der vorrangigen Rekrutierung in der EU und der Vorkontrolle der Löhne
Unabhängig davon, wie viele zusätzliche Arbeitskräfte aus Drittstaaten die Schweizer Wirtschaft und Gesellschaft benötigen, muss der Grundsatz der vorrangigen Rekrutierung in der EU (Art. 21 AuG) und der Vorkontrolle der Lohn- und Arbeitsbedingungen (Art. 22) unbedingt beibehalten werden. Es kommt für die Rekrutierung in Drittstaaten nicht in Frage, eine nachträgliche Kontrolle der Lohn- und Arbeitsbedingungen aufgrund potenzieller Missbräuche vorzusehen, wie das im Rahmen des Freizügigkeitsabkommens der Fall ist. 
2. Schaffung einer Kommission für die Zulassung von Arbeitskräften aus Drittstaaten 

Zur Beurteilung des Bedarfs an Personal aus Drittstaaten ist eine eidgenössische Kommission einzusetzen. Diese muss aus Vertretern der Bundes- und Kantonsbehörden sowie der Sozialpartner bestehen. Ihre Aufgabe ist, unter Berücksichtigung der Wirtschaftskonjunktur, des Arbeitsmarktes und der Prospektivstudien, die zur Beurteilung des Personalbedarfs in den verschiedenen Branchen und Berufen durchzuführen sind
, die jährliche Anzahl lang- und kurzfristiger Aufenthaltsbewilligungen vorzugschlagen. Mit dem Einbezug der Sozialpartner lässt sich die Zulassungspolitik für Ausländerinnen und Ausländern aus Drittstaaten, die ein heikles Thema in der Bevölkerung ist und gern für politische Zwecke instrumentalisiert wird, breiter abstützen. 
3. Bedingungen für wenig/mittel qualifiziertes Personal aus Drittstaaten 
Die Möglichkeit, auch wenig (oder «normal») qualifiziertes Personal aus Drittstaaten einzustellen, bedeutet einen deutlichen Bruch mit der heutigen Zulassungspolitik, die ausserhalb der EU nur die Rekrutierung von hochqualifiziertem Personal zulässt. Aber die heutige Politik hat auch zur Folge, dass in unserem Land etwa hunderttausend Papierlose leben, die insbesondere in der Hauswirtschaft arbeiten und somit einen Arbeitskräftebedarf abdecken. 
Zu treffende Massnahmen:

■ Lockerung der Bedingungen für die Regelung des Sans-Papiers-Status: insbesondere, wenn die betroffene Person eine Beschäftigung hat und seit mehreren Jahren in der Schweiz lebt. Ausserdem sollen junge Papierlose die Möglichkeit erhalten, eine Lehre zu absolvieren. 
■ Lancierung einer eidgenössischen Offensive zur Qualifizierung und Wiederqualifizierung von legal in der Schweiz lebenden, aber arbeitslosen Ausländerinnen und Ausländern mit geringer Qualifikation
■ Aufstockung der Mittel zur Durchführung der erforderlichen Arbeitsplatzkontrollen, damit sichergestellt werden kann, dass die Lohn- und Arbeitsbedingungen eingehalten werden 

4. Aufnahmepolitik darf Bildungspolitik nicht beeinträchtigen
Nehmen wir das Gesundheitswesen als Beispiel, stellen wir fest, dass in dieser Branche der Anteil ausländischer Arbeitskräfte steigt und gleichzeitig weniger Personal ausgebildet wird. Es ist verhängnisvoll für die Schweiz, wenn sie in gewissen Branchen zu stark von der Zuwanderung abhängig wird, denn es gibt auf internationaler Ebene einen harten Wettbewerb um qualifizierte Migrantinnen und Migranten. Deshalb muss die Zulassungspolitik die Bedeutung der Ausbildung von möglichst vielen Arbeitskräften im eigenen Land berücksichtigen. 

Massnahme: Arbeitgeber, die eine Genehmigung zur Beschäftigung von Personal aus Drittstaaten erhalten, werden zur Schaffung von Ausbildungsplätzen verpflichtet (kommen sie dieser Verpflichtung nicht nach, müssen sie Beiträge an einen Bildungsfonds entrichten). Der Bundesrat hatte im Revisionsentwurf des AuG vorgesehen, dass Arbeitgeber, die solche Genehmigungen erhalten, zur Schaffung von Ausbildungsplätzen verpflichtet werden. Der entsprechende Artikel war vom Ständerat angenommen, aber vom Nationalrat abgelehnt worden. Ein solcher Artikel ermöglicht auch eine deutliche Verringerung der Wettbewerbsverzerrungen zwischen den Unternehmen, die sich die Mühe machen, Arbeitskräfte auszubilden, und jenen, die sich dem entziehen, indem sie viel Personal im Ausland rekrutieren. So werden die Arbeitgeber vermehrt in die Verantwortung gezogen, damit sie das auf dem Schweizer Arbeitsmarkt verfügbare Potenzial nutzen. 
5. Ethik bei der Rekrutierung nicht vergessen
Rekrutiert man mehr Arbeitskräfte in Drittstaaten, so entzieht man diesen wertvolle menschliche Ressourcen, zu deren Ausbildung sie beigetragen haben und die sie für ihre eigene Entwicklung brauchen. Deshalb muss die neue Zulassungspolitik auch eine Politik der ethischen Rekrutierung sein. Die Rekrutierung von Personen aus Drittstaaten muss mit einer Unterstützung derer Herkunftsländer einhergehen. Unterstützen kann man solche Länder, indem man ihren Ausbildungs- und Forschungsstätten Finanzhilfen gewährt oder eine «Kreis-Migration» fördert, die auch ihnen zugutekommt. 
6. Notwendigkeit einer globalen Integrationspolitik mit verstärkten Mitteln 
Eine Zunahme der Angehörigen von Drittstaaten auf dem Schweizer Arbeitsmarkt ist eine Gefahr für den sozialen Zusammenhalt, wenn sich dadurch die Arbeits- und Lohnbedingungen verschlechtern. Der soziale Zusammenhalt wird aber auch durch die zunehmende Individualisierung und Globalisierung gefährdet, denn ein Teil der Bevölkerung empfindet diese Entwicklungen als Bedrohung für die eigene Identität und Zukunft. 
Deshalb müssen nicht nur die klassischen Mittel (Sprachkurse, Schulung usw.) für die Integration von Migrantinnen und Migranten verstärkt, sondern es muss auch eine globale Integrationspolitik betrieben werden, die sich – im Sinne einer Politik des sozialen Zusammenhalts – an die gesamte Bevölkerung richtet. 
� Siehe dazu das Postulat 11.3044 Josiane Aubert «Prospektivstudie zum Fachkräftebedarf nach Branchen und Berufsprofilen». Am 4. Mai 2011 beantragte der Bundesrat die Ablehnung des Postulates. Am 28.09.2011 nahm der Nationalrat es mit 179 gegen 6 Stimmen an.





